Amts-Dlatt 


der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


19. Frankfurt a. O., den 8. Mai 1867. 


Geſetz⸗Saumlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1867. 

Nr. 30. enthält: (Nr. 6606.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantte des Staates für das 
Anlagekapital einer Elſenbahn von Cöslin nach Danzig. Vom 13. März 1867. 

Nr. 31. enthält: (Nr. 6607.) Geſetz, betreffend die Abgabe von allen nicht im Beſitze des Staates oder 

f inländiſcher Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaften befindlichen Eiſenbahnen. Vom 16. März 1867. 

(Nr. 6608.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend zwei Nachträge zu den Statuten der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 18. März 1867. 

(Nr. 6609.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. April 1867, betreffend die Bereinigung des Poſtweſens 
in den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866 §. 1. Nr. 1 bis 3. mit der Preußiſchen 

2 eine vereinigten vormals Bayeriſchen Landestheilen mit dem in den alten Preußiſchen 
andestheilen. 

(Nr. 6610.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Sieg⸗Fiſcherei⸗Aktiengeſellſchaft zu Wiſſen an der Sieg,“ mit dem Sitze zu Wiſſen errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 5. April 1867. 

Nr. 32. enthält: (Nr. 6611.) Verordnung wegen Einberufung der beiden Häuſer des Landtages der 
Monarchie. Vom 18. April 1867. 
(Nr. 6612.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. November 1866, betreffend die Organiſation der Juſtiz⸗ 
pflege de 90 von dem Großherzoge von Heſſen und bei Rhein abgetretenen Theilen der Pro- 
vinz Oberheſſen. 

(Nr. 6613.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklärung vom 13. März 1867, betreffend die 
mit der Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen und der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
und Gothaiſchen Regierung getroffene Vereinbarung wegen der definſtiven Auflöſung des Amor⸗ 
tifottonsfonds der Thüringiſchen Eiſenbahn. Vom 16. April 1867. 

(Nr. 6614.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. März 1867, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von Zörbig über Bitterfeld 
nach Düben, im Kreiſe Bitterfeld. 

(Nr. 6615.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. April 1867, betreffend die Juſtiz⸗Organiſation in der 
ehemaligen Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg. 

Nr. 33. enthält: (Rr. 6616.) Verordnung, betreffend die Einführung des Vereins⸗Zolltarifs in den Her⸗ 
zogthümern Schleswig und Holſtein. Vom 18. April 1867. 

Nr. 34. enthält: (Nr. 6617.) Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs⸗ und Wirth⸗ 
ſchafts⸗Genoſſenſchaften. Vom 27. März 1867. 

(Nr. 6618.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Februar 1867, betreffend die Einrichtung und Zuſtän⸗ 
digkeit des Stabtamtes in Frankfurt a. M. 

Nr. 35. enthält: (Nr. 6619.) Privileglum wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Barmen im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 18. März 1867. 

(Nr. 6620.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. April 1867, betreffend die Einführung verſchiedener 
Vorſchriften des Preußiſchen Rechts über die Rechtsverhältniſſe der Militairperſonen in den 
durch das Geſetz vom 20. September 1866 und die Geſetze vom 24. Dezember 1866 mit der 
Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


d 1. Mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 27. v. M. haben des Königs Majeſtät Allergnädigſt geruht, 
em Verwaltungs⸗Ausſchuſſe des Central⸗Dombau⸗Vereins zu Cöln zur ferneren Beſchaffung reichlicher 
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Mittel für den Ausbau der Cölner Dom⸗Thürme auf weitere acht auf einanderfolgende Jahre die Ver⸗ 
anſtaltung einer jährlichen, mit Geldtreffern verbundenen Lotterie nach Maaßgabe eines Planes, Inhalts 
deſſen bei jeder einzelnen Ziehung, wie im verfloſſenen Jahre 350,000 Looſe à 1 Thlr. ausgegeben werden 
fellen, zu geſtatten. Berlin, den 18 April 1867. 
Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 
gez. v. d. Heydt. gez. Graf zu Eulenburg. 
An die Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. III. 3173. 

Die in vorſtehendem Miniſterial⸗Reſeript gedachte Allerhöchſte Genehmigung wird höherem Auftrage 
zufolge hierdurch publicirt. Frankfurt a. O., den 3. Mai 1867. 

II. Die Aufnahme in das evangeliſche Lehrerinnen⸗Seminar zu Droyßig betreffend. 

Zu Anfang Auguſt d. J. findet bei dem evangeliſchen Lehrerinnen » Seminar zu Droyßig bei 
Zeitz im Regierungsbezirk Merſeburg eine neue Aufnahme von Jungfrauen ſtatt, welche ſich für den 
Lehrerinnen⸗Beruf ausbilden wollen. Das genannte Seminar nimmt Zöglinge aus allen Provinzen der 
Monarchle auf. Der Curſus iſt zweijährig. Das Seminar hat den Zweck, auf dem Grund des evan⸗ 
geliſchen Bekenntniſſes chriſtliche Lehrerinnen für den Dienſt an Elementar⸗ und Bürgerſchulen auszubilden, 
wobei nicht ausgeſchloſſen wird, daß die in ihm vorgebildeten Lehrerinnen nach ihrem Austritt Gelegenheit 
erhalten, in Privatverhältniffen für chriſtliche Erziehung und für Unterricht thälig zu werden, Der Unterricht 
des Seminars und die Uebung in der mit demſelben verbundenen Töchterſchule erſtrecken ſich auf alle für 
dieſen Beruf erforderlichen Kenntniſſe und Fertigkeiten, den Unterricht in der franzöſiſchen Sprache und in 
Handarbeiten mit eingeſchloſſen. Die Zöglinge des Seminars wohnen in dem für dieſen Zweck vollſtändig 
eingerichteten Anſtaltsgebäude. Das Leben in der Anſtalt ruht auf dem Grund des Wortes Gottes und 
chriſtlicher Gemeinſchaft. Für den Unterricht, volle Beköſtigung, Wohnung, Bett und Bettwäſche, Heizung 
und Beleuchtung ſewie für ärztliche Pflege und Mediein wird eine in monatlichen Raten vorauszuzahlende 
Penſion von 65 Thalern jährlich entrichtet. Zeitweiſe Abweſenheit aus der Anſtalt entbindet nicht von 
der Fortzahlung der Penſion. Es find Fonds vorhanden zur Unterſtützung für würdige und bedürftige 
Zöglinge; eine ſolche kann jedoch in der Regel erſt vom zweiten Jahr des Aufenthalts ab gewährt werden. 
Die Zulaſſung zu dem Seminar erfolgt auf Vorſchlag der betreffenden Königlichen Regierung, reſp. des 
Königlichen Provinzial⸗Schulcollegiums in Berlin, durch mich unter Vorbehalt einer vierteljährigen Probe⸗ 
zeit. Die Zulaſſung zu der diesjährigen Aufnahme iſt bis ſpäteſtens zum 1. Juni bei derjenigen König⸗ 
lichen Regierung, in deren Verwaltungs⸗Bezirk die Bewerberin wohnt, unter Einreichung folgender Schrift⸗ 
ſtücke und Zeugniſſe nachzuſuchen: 

1. Geburts- und Taufſchein, wobei bemerkt wird, daß die Bewerberin am 1. Oktober d. J. nicht 

unter 17 Jahre alt ſein darf. 

2. Ein Zeugniß eines Königlichen Kreis⸗Phyſikus über normalen Geſundheitszuſtand, namentlich, daß 
die Bewerberin nicht an Bruſtſchwäche, Kurzſichtigkeit, Schwerhörigkeit, ſowle an anderen die 
Ausübung des Lehramts behindernden Gebrechen leidet, auch in ihrer körperlichen Entwickelung 
fo weit vorgeſchritten iſt, um den Aufenthalt im Seminar ohne Gefährdung ihrer Geſundheit über⸗ 
nehmen zu können. Zugleich iſt ein Zeugniß über ſtattgefundene Impfung vorzulegen. 

3. Ein Zeugniß der Ortspolizeibehörde über die ſittliche Führung der Aspirantin; ein eben ſolches 
von ihrem Seelſorger über ihr Leben in der Kirche und in der chriſtlichen Gemeinſchaft. 

4. Ein von der Bewerberin ſelbſt verfaßter Lebenslauf, aus welchem ihr bisheriger Lebensgang zu 
erſehen und auf die Entwickelung ihrer Neigung zum Lehrberuf zu ſchließen iſt. Dleſes Schrift⸗ 
ſtück gilt zugleich als Probe der Handſchrift. 

5. Eine Erklärung der Eltern oder Vormünder, daß dieſelben das Penſionsgeld von 65 Thalern 
jährlich auf zwei Jahre zu zahlen ſich verpflichten. 

Im Fall von der Bewerberin auf Unterſtützung Anſpruch gemacht wird, iſt ein von der Ortsbehörde 
ausgeſtelltes Armuthszeugniß beizubringen, aus welchem die Vermögensverhältniſſe der Bewerberin und 
ihrer Angehörigen genau zu erſehen find. Zur Aufnahme in das Seminar find, mit Ausnahme der Aus⸗ 
bildung in der Muſik, diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten erforderlich, wie ſie in dem Regulativ vom 
2. Oktober 1854 für die Vorbildung der Seminar⸗Präparanden bezeichnet ſind; außerdem Fertigkeit in 
weiblichen Handarbeiten. Ein Aufang im Verſtändniß der franzöſiſchen Sprache, ſowie im Klapterſpiel 
Gefang und Zeichnen find erwünſcht. Berlin, den 24. April 1867. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angelegenheiten. 
ad U, 6080. In Vertretung: (gez.) Lehnert. 
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Vorſtehende Bekanntmachung wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Die Herren Kreis⸗ 
Schulinſpectoren werden angewieſen, die an uns gerichteten Geſuche derjenigen Jungfrauen ihres Auffichts⸗ 
bezirks, welche in das evangeliſche Lehrerinnen⸗Seminar zu Droyßig Anfangs Auguſt c. aufgenommen zu 
werden und ſich für den Beruf als Lehrerinnen auszubilden wünſchen, um Zulaſſung zur Vorprüfung 
unter Anſchluß der vorbezeichneten Schriftſtücke und Zeugniſſe bis ſpäteſtens den 1. k. Mts. hierher 
einzureichen. Der Termin zur Vorprüfung iſt auf den 15. Juni e. feſtgeſetzt und wird die Einberufung 
der zu derſelben angemeldeten und zugelaſſenen Examinanden ſeiner Zeit beſonders erfolgen. 

Frankfurt a. O., den 2. Mai 1867. 

III. Es iſt neuerlich von verſchledenen Seiten über die wachſende Theilnahme der ſchulpflichtigen 
Jugend am Krugleben Klage geführt. Die Herren Landräthe werden deshalb veranlaßt, den Ortspolizei⸗ 
Behörden die Circular⸗Verfügungen, reſp. Verordnungen vom 17. Juli 1827, 3. Juli 1828, 14. Februar 
1829 (Amtsblatt S. 66), und 15. November 1851 $. 4. (Amtsblatt S. 421), reſp. deren Inhalt zu 
ſtrengerer Beachtung in Erinnerung zu bringen, und dieſelben event. durch eigenes polizeiliches Einſchreiten 
zu unterſtützen. Frankfurt a. O., den 27. April 1867. 

IV. Die diesjährige Nachprüfung am Seminare zu Alt⸗Döbern wird am 24. und 25. d. M. für 
ehemalige Zöglinge dieſes Seminars abgehalten werden. Die betreffenden Examinanden haben beſondere 
Vorladung zu gewärtigen. Frankfurt a. O., den 2. Mat 1867. 


Bekanntmachung des Königlichen Appellationsgerichts zu Frankfurt a. O. 


Die Jurisdiktion über die Kerſtenbrügger Walkmühle iſt aus dem Bezirke der Königlichen Kreisgerichts⸗ 
Commiſſion zu Nendamm in denjenigen des Königlichen Kreisgerichts zu Soldin übergegangen. 
Frankfurt a. O., den 2. Mai 1867. 


Per ſonal⸗ Chronik. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 22. v. Mts. dem Schiffer Heinrich 
Lange zu Klein⸗Blumberg im Kreiſe Croſſen das Verdienſt⸗Ehrenzeichen für Rettung aus Gefahr in Gna⸗ 
den zu verleihen geruht. 

Der Kreisbaumeiſter v. Schon iſt zum Königlichen Bauinſpector ernannt und ihm die Bauinſpector⸗ 
ſtelle in Woldenberg vom 23. v. Mts. ab übertragen worden. 

Der practiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Max Friedrich Muß tft von Chriſtianſtadt 
nach Naumburg a. Bober (Regierungs⸗Bezirk Liegnitz) gezogen. 

RNachweiſung der im Monat April 1867 erfolgten Berufungen in Lehrer» 
reſp. Küſter⸗ und Lehrer⸗Stellen. 

1) Carl Auguſt Wonneberger zum Küſter und Lehrer in Papitz, Ephorie Cottbus, 2) Johann Carl 
Prinz zum Elementarlehrer in Frankfurt, 3) Friedrich Auguſt Schneider zum Elementarlehrer in Kerkwitz, 
Ephorie Guben, 4) Wilhelm Weßnig zum Elementarlehrer in See⸗Läsgen, Ephorie Züllichau, 5) Auguſt 
Ludwig Eichner zum Elementarlehrer in Fürſtenwalde, 6) Theodor Klopſch zum Küſter und Lehrer in 
Mohſau, Ephorie Züllichau, 7) Johann Friedrich Grabe zum Küſter und Lehrer in Worholländer, Ephorie 
Sonnenburg, 8) Johann Carl John zum proviſoriſchen Lehrer in Cunow, Ephorie Croſſen, 9) Ernſt Emil 
Engel zum Küſter und Lehrer in Loppow, Ephorle Landsberg, 10) Martin Bramke zum Küſter und Lehrer 
in Gr.⸗Oßnig, Ephorle Cottbus, 11) Wilhelm Malz zum proviſoriſchen Lehrer in Tzſcheeren, Ephorie 
Sorau, 12) Adolph Neumann zum Rektor an der Stadtſchule in Fürſtenfelde, Ephorie Königsberg II., 
13) Carl Auguſt Schulze zum proviſoriſchen Lehrer in Marienſpring, Ephorie Cladow, 14) Johann 
Gottlieb Jentſch zum Küſter und 2. Elementarlehrer in Lübben, Ephorie Lübben, 15) Ernſt Gottlieb Lange 
zum Organiſten und 3. Elementarlehrer in Lübben. 

Perſonal⸗ Veränderungen für den Monat April 1867. 

D A. Bei dem Königl. Appellationsgericht zu Frankfurt a. O. 
it für geheime Juſtiz⸗ und Appellattonsgerichtsrath Schulz iſt geſtorben; der Referendarius Douglas 
75 he as Departement des Königlichen Oſtpreußiſchen Tribunals zu Königsberg verſetzt; dem Appellations⸗ 
gerichts⸗Kanzliſten Schmidt iſt der Titel als Kanzlei⸗Sekretalr beigelegt. 

* . Bei den Kreisgerichten im Departement. 
dr we Majeſtät der König haben geruht, die Kreisrichter Böttger in Landsberg a. W., Callmehyer in 
8 a. O., Mehls in Cottbus, Raabe in Sonnenburg, Stubenrauch in Woldenberg und Zierenberg 
in Lübben zu Kreisgerichtsräthen zu ernennen und dem Kreisgerichts⸗Sekretair, Kanzleidirektor Welzmann 
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zu Friedeberg 1. N. den Charakter als Kanzleirath zu verleihen. Ernannt find: der Gerichts⸗Aſſeſſor von 


Bülow zu Berlin zum Kreisrichter bei dem Kreisgericht zu Frankfurt a. O., der Gerichts⸗Aſſeſſor Muth 
zu Sommerfeld zum Kreisrichter bei den Kreisgerichts⸗Commiſſionen daſelbſt und der Civil⸗Supernumerar, 
Aktuarius Fenslau, zu Arnswalde zum Büreau⸗Aſſiſtenten des Kreisgerichts zu Landsberg a. W. Verſetzt 
finds der Kreisrichter Otterſtein zu Sommerfeld in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht zu Kaukehmen, 
der Bote und Exekutor Fenske zu Soldin an das Kreisgericht zu Coltbus und der Bote und Exekutor 
Sell zu Cottbus an das Kreisgericht zu Soldin. Geſtorben ſind: die Boten und Exekutoren Bethe und 
Lubke zu Landsberg a. W. 


Vermiſchte Nachrichten. 


9 Patent: Erthellung. Dem Apotheker C. F. Richter in Berlin iſt unter dem 26. April 1867 
ein Patent 
auf ein Verfahren, Wolle zu entſetten und zu reinigen, inſoweit daſſelbe als neu und eigenthüm⸗ 
lich erkannt worden iſt, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Frankfurt a. O., den 2. Mai 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(2) Die Küſter⸗ und Lehrerftelle zu Mochow, Diözefe Lübben, iſt durch Ableben des bisherigen 
Inhabers erledigt. 
Frankfurt a. O., den 3. Mal 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
(3) Die Lehrerſtelle zu Sacro, Dibzeſe Lübben, Königlichen Patronats, iſt durch Verſetzung des bis⸗ 
herigen Inhabers erledigt worden. - 
Frankfurt a. O., den 2. Mai 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
(A) Die Lehrerſtelle zu Henzendorf im Stift Nenzelle iſt erledigt und ſoll wieder beſetzt werden. 
Frankfurt a. O, den 29. April 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
(8) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eifenbahn. Vom 20. d. Mts. ab werden im Bereiche der 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn zu allen fahrplanmäßigen, der Perſonen⸗ Beförderung dienenden Zügen 
Retourbillets II. Klaſſe zu j des Schnellzugpreiſes und Retourbillets III. Klaſſe zu / des Perſonenzug⸗ 
preiſes ausgegeben und zwar: a. zwiſchen den größeren Stationen untereinander, b. von größeren Stationen 
nach benachbarten oder ſonſt frequentirten Vergnügungs⸗ und Sommeraufenthaltsorten und nach Orten, 
welche Ausgangspunkte für Gebirgs⸗ und Badereiſen find, o. von kleineren Stationen und Halteſtellen 
nach denjenigen größeren Stationen, wohin Beziehungen geſchäftlicher Natur beftehen. Das ſpecielle Ver⸗ 
zeichniß derjenigen Routen, auf denen Retourbillets ausgegeben werden, wird an den Billetſchaltern 
ausgehängt. Die Retourbillets find bei der Hinfahrt zu dem Zuge, zu welchem ſie gelöſt find, bei der 
Rückfahrt zu einem beliebigen fahrplanmäßigen Perſonenzuge, in II. Klaſſe auch zu den Schnellzügen, für 
den Zeitraum von 3 Tagen dergeſtalt gültig, daß die Rückfahrt ſpäteſtens am 2. Kalendertage nach dem 
Tage der Löſung angetreten werden muß. Eine Unterbrechung der Hin⸗ oder Rückfahrt iſt nicht geſtatiet. 
Die Retourbillets können deshalb zu den Schnellzügen nur bei Reiſen zwiſchen Schnellzugsſtationen benutzt 
werden Freigewicht für Gepäck wird auf dieſe Retourbillets nicht gewährt. Bei Antritt der Rückfahrt 
müſſen die Billets an der Billetkaſſe zur nochmaligen Abſtempelung vorgelegt werden. Die auf der 
Schleſiſchen Gebirgsbahn im vorigen Jahre eingeführten Tagesbillets werden vom 20. d. Mts. nicht 
mehr ausgegeben. 
Berlin, den 12. April 1867. Königliche Direktion der Nlederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
(6) Bekanntmachung. Königl. Oſtbahn. Die nach unſerer Bekanntmachung vom 6. Dezember v. J. für 
die Stationen Cüſtrin, Landsberg a. W. Bromberg, Thorn, Dirſchau, Danzig, Elbing, Inſterburg und Eydt⸗ 
kuhnen angeordnete Beſchränkung der Friſt für die von den Verſendern reſp. Empfängern zu bewirkende 
Be⸗ und Entladung der Wagen von 24 Stunden auf 12 Stunden, iſt aufgehoben. 
Bromberg, den 28. April 1867. Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierun 2 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


